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Drucksache V/3614 


Sdiriftlidier Beridit 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Internationalen Freibord-Ubereinkommen 
von 1966 vom 5. April 1966 

— Drucksache V/3342 — 


A. Bericht des Abgeordneten Meister 


1. Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes zu dem Internatio- 
nalen Freibord-Übereinkommen von 1966 vom 
5. April 1966 — Drucksache V/3342 — wurde in der 
191. Sitzung des Deutschen Bundestages am 23. Ok- 
tober 1968 an den Verkehrsaussdiuß überwiesen, 
der ihn in seiner Sitzung vom 5. Dezember 1968 ab- 
schließend beraten hat. 

Das Internationale Freibord-Ubereinkommen ist 
völkerrechtlich bereits am 21. Juli 1968 in Kraft 
getreten. Es löst die Verordnung über den Frei- 
bord der Kauffahrteischiffe vom 25. Dezember 1932 
(Reidisgesetzbl. II S. 278) ab, die wiederum auf den 
Vorschriften des Freibord-Übereinkommens von 
1930 beruht. 

Um eine Benachteiligung der deutschen Schiffe 
gegenüber der internationalen Schiffahrt zu ver- 
meiden, werden heute schon den deutschen Schiffen 
Freibord-Zeugnisse nach dem zur Ratifizierung vor- 
liegenden Freibord-Übereinkommen ausgestellt, 
wenn die Voraussetzungen dafür gegeben sind. Die- 
ses Verfahren kann jedoch nur eine Übergangs- 
lösung darstellen; um sie so schnell wie möglich 
zu beenden, ist eine rasche Verabschiedung des 
Ratifizierungsgesetzes erforderlich. Damit wäre zu- 
gleich die Voraussetzung für eine Aufhebung der 


oben genannten Verordnung vom 25. Dezember 
1932 gegeben. 

II. Zweck des Übereinkommens 

Hauptzweck des Übereinkommens ist der Schutz 
des menschlichen Lebens und Eigentums auf See. 
Zur Erreichung dieses Zweckes stellt das Überein- 
kommen einheitliche Grundsätze und Regeln hin- 
sichtlich der Grenzen auf, bis zu denen Schiffe auf 
Auslandsfahrt beladen werden dürfen. Zukünftig 
darf ein Schiff, auf das dieses Übereinkommen An- 
wendung findet, nur dann zu einer Auslandsfahrt 
in See gehen, wenn es nach einer entsprechenden 
Besichtigung mit einer Freibord-Marke und einem 
Internationalen Freibord-Zeugnis bzw. einem Aus- 
nahmezeugnis versehen ist. 

Das Übereinkommen und seine Anlagen regeln 
in einer Reihe von Einzelbestimmungen den Gel- 
tungsbereich sowie die technischen und verwal- 
tungsmäßigen Voraussetzungen des Übereinkom- 
mens. 

Der Verkehrsausschuß hat das Übereinkommen 
und das zu seiner Ratifizierung notwendige Bundes- 
gesetz nicht zuletzt deshalb einstimmig begrüßt, 
weil es der deutschen Handelsflotte gewisse Trag- 
fähigkeitsvorteile ermöglicht und sie damit im inter- 
nationalen Wettbewerb gleichstellt. 


Bonn, den 5. Dezember 1968 


Meister 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3342 - 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 5. Dezember 1968 


Der Verkehrsausschuß 

Seifritz Meister 

Vorsitzender Berichterstatter 


unver- 
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